
 

b.b.h. Fortbildungswerk Steuern und Wirtschaftsrecht  Seite - 1 - 
 
 

 
 
 

BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. MarkenG: Abbildung von Dienstleistungsmarke auf Spielzeugautos und -ge-
bäuden 
Urteil vom 12.01.2023, Az: I ZR 86/22  

2. BGB, ZPO: Feststellungsinteresse im sog. Dieselskandal  
Urteil vom 06.02.2023, Az: VIa ZR 419/21  

3. InsO: Haftung des Treuhänders bei Auskehrung des Neuerwerbs 
Urteil vom 16.03.2023, Az: IX ZR 150/22  

4. ZPO: Gerichtsstandbestimmung nach Klagerücknahme 
Beschluss vom 14.03.2023, Az: X ARZ 586/22  

5. BGB: Bestimmung der Reiseleistung bei „Fahrt ins Blaue“ 
Urteil vom 14.02.2023, Az: X ZR 18/22  

 

 
Urteile und Beschlüsse:

 
 
1. MarkenG: Abbildung von Dienstleistungsmarke auf Spielzeugautos und -gebäu-

den 
Urteil vom 12.01.2023, Az: I ZR 86/22 
a) Angesichts der jahrzehntelangen Üblichkeit detailgetreuer Nachbildungen im Mo-
dellspielzeugbau und der Erwartung, die der Verkehr hieran stellt, besteht ein berech-
tigtes Interesse, ein in der Realität vorkommendes Fahrzeug nachzubauen und darauf 
nicht nur - wie in der Wirklichkeit - das Kennzeichen des Herstellers des jeweiligen 
Fahrzeugs, sondern auch Kennzeichen anzubringen, die Unternehmen auf solchen 
Fahrzeugen zum Zwecke der Werbung für ihre Dienstleistungen verwenden. Wenn ein 
von einem Dritten detailgetreu nachgebildetes Kfz-Modell an der entsprechenden 
Stelle die Abbildung einer bekannten Dienstleistungsmarke trägt, ist eine Ausnutzung 
des Rufs "in unlauterer Weise" im Sinne von § 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 MarkenG nur 
dann gegeben, wenn über die bloße wirklichkeitsgetreue Abbildung hinaus in anderer 
Weise versucht wird, die Wertschätzung der bekannten Marke werblich zu nutzen. 
Ergibt sich beim Vertrieb solcher Spielzeugautos jeglicher Zusammenhang mit der 
Marke allein aus der spielzeughaft verkleinerten Nachbildung des Originals zwangs-
läufig wie beiläufig, fehlt es an dem Merkmal der unlauteren Rufausnutzung (Bestäti-
gung und Fortführung von BGH, Urteil vom 14. Januar 2010 - I ZR 88/08 , GRUR 
2010, 726 = WRP 2010, 1039 - Opel-Blitz II). 
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b) Wegen der jahrzehntelangen Üblichkeit detailgetreuer Nachbildungen der Realität 
im Spielzeug- und Modellbereich und einer entsprechenden Verbrauchererwartung be-
steht ein berechtigtes Interesse des Spielzeugherstellers, nicht nur Fahrzeuge, sondern 
auch Gebäude als Modelle vertreiben zu können, auf denen bekannte Marken ange-
bracht sind, soweit sie eine Miniaturdarstellung der Realität darstellen. Nach den Um-
ständen des Einzelfalls kann es ausreichen, wenn das Modell die für die Unternehmen-
sidentität entscheidenden Gestaltungsmerkmale einschließlich des Logos übernimmt, 
so dass der Verkehr in dem Modell den Nachbau eines in der Realität typischerweise 
vorkommenden Gebäudes des Markeninhabers erkennt. 
 

  
2. BGB, ZPO: Feststellungsinteresse im sog. Dieselskandal  

Urteil vom 06.02.2023, Az: VIa ZR 419/21 
Der Käufer eines vom sogenannten "Dieselskandal" betroffenen Fahrzeugs hat ein In-
teresse an der Feststellung, dass der Hersteller aufgrund des unverjährten Anspruchs 
aus §§ 826 , 31 BGB die Leistung großen Schadensersatzes schuldet, wenn auf Veran-
lassung des Herstellers nachträglich ein Software-Update aufgespielt wird, das ein 
Thermofenster enthält, und die Möglichkeit besteht, dass dieses Thermofenster durch 
das Kraftfahrt-Bundesamt beanstandet wird. Auf die Funktionsweise des Thermofens-
ters im Einzelnen kommt es ebenso wenig an wie auf die tatsächlich vom Kraftfahrt-
Bundesamt mit Rücksicht auf das Thermofenster getroffenen Maßnahmen. 
 

  
3. InsO: Haftung des Treuhänders bei Auskehrung des Neuerwerbs 

Urteil vom 16.03.2023, Az: IX ZR 150/22 
a) Wird dem Schuldner rechtskräftig vorzeitige Restschuldbefreiung erteilt, steht das 
Vermögen, das der Schuldner nach Eintritt der tatbestandlichen Voraussetzungen für 
die vorzeitige Restschuldbefreiung erwirbt, ihm auch dann zu, wenn das Insolvenzver-
fahren vor Erteilung der Restschuldbefreiung aufgehoben worden ist; diesen Neuer-
werb hat der Treuhänder bis zur Entscheidung des Gerichts über den Antrag des 
Schuldners weiter einzuziehen, für die Masse zu sichern und nach rechtskräftiger Er-
teilung der Restschuldbefreiung an den Schuldner herauszugeben (Fortführung von 
BGH, Beschluss vom 3. Dezember 2009 - IX ZB 247/08 , BGHZ 183, 258 ff ). 
 
b) Kehrt der Treuhänder den von ihm nach Eintritt der tatbestandlichen Voraussetzun-
gen für die vorzeitige Restschuldbefreiung eingezogenen Neuerwerb an die Gläubiger 
aus statt ihn nach rechtskräftiger Erteilung der Restschuldbefreiung an den Schuldner 
herauszugeben, so hat er insoweit persönlich dem Schuldner Schadensersatz zu leisten. 
 

  
4. ZPO: Gerichtsstandbestimmung nach Klagerücknahme 

Beschluss vom 14.03.2023, Az: X ARZ 586/22 
a) Eine Gerichtsstandbestimmung nach § 36 Abs. 1 Nr. 6 ZPO kommt nicht mehr in 
Betracht, wenn die Klage vollständig zurückgenommen wurde. Dies gilt auch dann, 
wenn noch eine Kostenentscheidung nach § 269 Abs. 3 ZPO zu treffen ist. 
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b) Eine Klagerücknahme ist gegenüber dem Gericht zu erklären, bei dem die Sache an-
hängig ist. 
 

  
5. BGB: Bestimmung der Reiseleistung bei „Fahrt ins Blaue“ 

Urteil vom 14.02.2023, Az: X ZR 18/22 
a) Reiseleistungen können nur dann Gegenstand einer Gattungsschuld sein, wenn die 
als gattungsgemäß in Frage kommenden Leistungen durch gemeinsame Merkmale ge-
kennzeichnet sind und sich dadurch von Gegenständen anderer Art abheben. Hieran 
fehlt es, wenn die geschuldeten Reiseleistungen lediglich als "Fahrt ins Blaue" be-
zeichnet sind. 
 
b) Hat sich der Reiseveranstalter die Bestimmung der zu erbringenden Reiseleistungen 
vorbehalten, liegt in der Aushändigung eines Reiseprogramms bei Antritt der Reise in 
der Regel die Ausübung des Bestimmungsrechts im Sinne von § 315 Abs. 2 BGB . 
 
  

 

 


